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PENSIONSPLÄNE:

Armutsbekämpfung und ArmutsVERMEIDUNG gehen Hand in Hand!
Die Zahl der unteren Einkommensbezieher/innen in der Pension wird sich vergrößern, die soziale Polarisierung verschärfen. Immer mehr alte Menschen in die Mindestpension zu drängen, bedeutet, dass immer mehr PensionistInnen krank und pflegebedürftig sein werden, aber gleichzeitig immer weniger Geld zur Bezahlung sozialer Dienstleistungen zur Verfügung haben.
230 000 Menschen haben jetzt schon eine Pension unter der Armutsgefährdungsschwelle, 31% aller Frauen in Pension liegen darunter.

Die vorgelegten Pensionspläne  werden unter den Bedingungen zunehmender Billigjobs, der wachsenden Einkommensschere und der geringen Bewertung der Erziehungszeiten die Zahl der Mindestpensionsbezieherinnen vergrößern. Auch wird sich jede Form der Karenzierung, zB. auch für Bildung (siehe „lebenslanges Lernen“) negativ auf die Pensionshöhe auswirken.

Eine zusätzliche Armutsfalle ist die Umwandlung der Notstandshilfe in die Sozialhilfe. Ältere Menschen, die keinen Job mehr finden, werden zu Almosenempfänger/innen und die Bezugszeiten nicht auf die Pension angerechnet. Die Pension sinkt weiter. Bei 40 Jahren Durchrechnung bedeutet das, -da Sozialhilfe für Null Versicherungszeiten zählt, Notstandshilfe aber schon-, dass der Verlust "absolut" ist: z.B.  bei 4 Jahren Sozialhilfe statt Notstandshilfe:  10% weniger Pension.

70-20-10 Gesellschaft
Die Zahl der unteren EinkommensbezieherInnen in der Pension wird sich vergrößern, die soziale Polarisierung verschärfen.  Wir sind schon jetzt eine 70-20-10 Gesellschaft. 70 Prozent bleiben von der Armutsgefährdung verschont, 20 Prozent müssen mit extrem niedrigen Einkommen zurechtkommen, 10 Prozent müssen bereits
zu den Armutsgefährdeten gerechnet werden. Vier Prozent davon sind von akuter Armut betroffen. Dieses Verhältnis werde sich durch die Pensionsreform vor allem in Richtung der beiden letzten Gruppen verschlechtern.

Das Problem für Einkommensschwache: In den "untersten" Haushalten kommt es zur Kummulierung von Belastungen, die in Summe exstenzbedrohlich sind. Haushalte, die am finanziellen Limit leben, müssen im Gegensatz zu "oberen" Einkommen ihr gesamtes Monatseinkommen für das Notwendigste ausgeben. Der Spielraum ist null, z.B für Privatversicherungen. Höhere Mieten, Selbstbehalte, Pflegeausgaben, Medikamente,etc bedeuten dort, wo jeder Cent dreimal umgedreht wird, eine finanzielle Katastrophe. Das Pflegegeld deckt die Aufwendungen für die Betroffenen nicht ab.

Mehr und länger krank im Alter + weniger Pensionseinkommen = kein Geld für notwendige Hilfe
Dies bedeutet auch, dass alte Menschen kein Geld haben, ihre Pflege zu finanzieren, da das Pflegegeld die notwendigen Leistungen in den meisten Fällen nicht abdeckt. 
Bei 32,6% der Pflegebedürftigen ist die Summe aus monatlicher Nettopension und Pflegegeld weniger als 726 €.

Die Steigerung der sozialen Ungleichheit  erhöht das Krankheitsrisiko im Alter. Alle Studien in Österreich kommen zu einem Schluß: dass mit fallendem Einkommen die Lebenserwartung sinkt und das Erkrankungsrisiko steigt. Die empirischen Daten für Österreich scheinen die Volksweisheit zu bestätigen: "Lieber reich und g`sund als arm und krank". Zahlen über die Sterblichkeit in Österreich zeigen uns auf die Spitze getrieben die Ungleichheit vor dem Tod: Wer geringes Einkommen und geringe Bildung hat, hat nicht nur eine geringere Lebenserwartung, sondern im Alter auch weniger von Behinderung freie Jahre in Gesundheit zu erwarten. Männer und Frauen "unten" sind im Durchschnitt 2,2 bzw. 2,8 Jahre gesundheitlich so sehr eingeschränkt, dass sie in ihren lebensnotwendigen Tätigkeiten auf fremde Hilfe angewiesen sind, wohingegen Männer und Frauen "oben" im Durchschnitt nur 0,8 bzw. 1,3 Jahre pflegebedürftig sind.2

Die steigende Zahl der Mindestpensionist/innen wird also öfter krank und pflegebedürftig sein als Ältere mit höheren Pensionen, aber gleichzeitig weniger Geld zur Bezahlung sozialer Dienstleistungen zur Verfügung haben. 


Kann es Ziel sein, möglichst viele MindestpensionistInnen zu produzieren?  Armutsbekämpfung und Armutsvermeidung gehen immer Hand in Hand.  Die Prävention von Verarmungstendenzen wäre effizient und vernünftig.  

Der sehenden Auges in Kauf genommene Anstieg der Altersarmut widerspricht den Grundpfeilern der europäischen Initiative der  „Nationalen Aktionspläne gegen Armut“, zu denen sich auch Österreich am EU-Gipfel von Nizza verpflichtet hat. Säule Zwei der Aktionspläne lautet: „Armutsvermeidung: die Prävention sozialer Ausgrenzung.“

Eine Reformunwilligkeit in bezug auf die Sicherung der solidarischen Sozialversicherung wird besonders bedrohliche Auswirkungen auf die unteren Mittelschichten haben. 

Umlageverfahren finanzierbar: in seiner Leistung für Einkommensschwache dem Kapitalmarkt überlegen

Warum so hart im ASVG-System gekürzt wird, ist ökonomisch nicht nachvollziehbar. Denn die Kosten im ASVG-Pensionssystem explodieren nicht, im Gegenteil: bis 2007 werden sie gemessen am Bruttoinlansprodukt (BIP) sogar sinken. 

Ab 2007 kommt  es zunächst zu einer moderaten, ab etwa 2015 zu einem immer massiveren Anstieg der Pensionisten im Verhältnis zu den Erwerbstätigen. 2030 ist das ungünstigste Verhältnis,  weil die Babyboomer in Pension gehen. 

Immer mehr Sozialwissenschafter und Volkswirtschafter in Europa bemühen sich über die gesamten ökonomischen Zusammenhänge in der Pensionsfrage aufzuklären und zu informieren:

Heute kommen auf 1000 Beschäftigte 620 Pensionisten. Um ein Hochschnellen auf die 1000:1000 zu verhindern, wäre es notwendig, die Erwerbsquote an das heutige Niveau der Schweiz, Dänemarks  oder Norwegens anzunähern. Dann kämen 2030 auf 1000 Beschäftigte „nur“ 720 Pensionsbezieher.  

Wenn das Ziel der Pensionsreform die langfristige Sicherung der Pensionen ist, würde fürs erste eine Erhöhung des Pensionsantrittsalters kombiniert mit einer moderaten Senkung des prozentuellen Pensionsanspruchs bis etwa 2015 reichen. Das Umlageverfahren ist finanzierbar, wenn es mit seinen Beiträgen an das Wirtschaftswachstum gekoppelt wird. Aus Sicht der Armutsvermeidung braucht es ein sog. „leistungsorientiertes System“, dass im Gegensatz zu einem rein „beitragsorientierten System“ sozialen Ausgleich ermöglicht. Der Ausgleichzulagenrichtsatz soll auf die Existenzgrenze angehoben werden, mittelfristig können wir eine Grundsicherung für PensionistInnen in Anlehnung an Dänemark, Niederlande und Schweden einführen.- was einer Mindestpension nach Sozialhilfe-Bedingungen aus armutspräventiver Sicht überlegen ist.

Das Umlageverfahren ist in seiner solidarischen Leistung für Einkommensschwache dem Kapitalmarkt in Effizienz, Kosten und Sicherheit haushoch überlegen. 

Mehr als 100 000 Hilfesuchende werden im Jahr von den in DER ARMUTSKONFERENZ zusammengeschlossenen Organisationen beraten, betreut und unterstützt. Wir wissen, dass die Sozialversicherung für diese Menschen Armut besser vermeidet als ein Drei-Säulen Modell.

Denn freie Dienstnehmer/innen und Leiharbeiter/innen sind zwar gesetzlich pensionsversichert, aber Betriebspensionen gibt es für sie nicht. Auch Frauen sind klare Verliererinnen einer Abkehr von der gesetzlichen solidarischen Pensionsversicherung, weil Kindererziehungszeiten in privaten versicherungsmathematisch berechneten Systemen nicht berücksichtigt werden. In der „Sozial“versicherung werden im Gegensatz zu kapitalgedeckten Systemen auch Zeiten der Arbeitslosigkeit leistungswirksam berücksichtigt.

Dem Umlageverfahren entspricht es, Lasten möglichst breit zu verteilen. Das heißt, man kann Beitragssätze verändern, staatliche Zuschüsse aus allgemeinen Steuereinnahmen in das Pensionssystem einfließen lassen, oder Leistungsansprüche adaptieren. Im Gegensatz zu rein versicherungsmathematisch operierenden Privatversicherungen fallen die Kosten nicht auf eine einzige Generation, sondern werden über mehrere Generationen verteilt. Das Umlageverfahren legt mehr Gewicht auf sozialen Ausgleich als kapitalgedeckte Systeme, in denen das einen Fremdkörper darstellt. Die Auswirkungen der gestiegenen Lebenserwartung werden in solidarischen Pensionssystemen auf mehrere Generationen verteilt. In kapitalgedeckten Systemen werden diese Kosten auf die betreffende Generation konzentriert. Je länger die Lebenserwartung zum Zeitpunkt des Pensionsantritts ist, desto geringer fällt die Pension aus, wobei es keine solidarische Aufteilung der Kosten gibt. 

In der sozialen Pensionsversicherung zahlen die Versicherten den gleichen Beitragssatz unabhängig von Geschlecht, Familienstand, Alter und Gesundheitszustand. Was besonders den Armutsgefährdeten zu Gute kommt. Weil alle Beschäftigten obligatorisch versichert sind, kann sie einen umfassenden kollektiven Risikoausgleich durchführen.

Eine offene Volkswirtschaft kann keine Einkommen in die Zukunft transferieren. Aller Sozialaufwand muss immer aus dem Volkseinkommen der laufenden Periode gedeckt werden. Der Konsum der PensionistInnen stammt immer aus dem laufenden Sozialprodukt und muss daher von den „Aktiven“ erarbeitet werden. Das gilt genauso für die Kapitaldeckungsverfahren.

Kapitalgedeckte Systeme sind deshalb durch die Alterung der Bevölkerung  noch viel stärker gefährdet. Wer kauft in 30 Jahren der riesigen Pensionistenschar die Aktien ab, wenn keine Jungen nachkommen? Bei ausbleibender Nachfrage passiert auf den Finanzmärkten dasselbe wie auf allen anderen Märkten: die Preise purzeln in den Keller, die Pensionen schrumpfen.

� Badelt et al., Auswirkungen des Pflegevorsorgesystems, 1997.


2 Doblhammer/Kytir 1998, in: Wiener Klinische Wochenzeitschrift 110/11, Wien
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